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VERSUCHE DER BETH LEN  REGIERUNG ZU R  BREMSUNG DER 
W IRTSCH AFTSK RISE MIT RECHTLICHEN M ITTELN
(Die Anfänge des , .Krisenrechtes" in Ungarn)
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I.
Die Weitwirtschaftskrise der -Jahre 1929 — 33' entfaltete sich, wie 
bekannt auf der Grundlage der allgemeinen Krise des Kapitalismus; 
dies war der Grund für ihren tiefen und dauerhaften Charakter. Es kann 
natürlich nicht unsere Aufgabe sein, Gründe, Charakter und Auswirkun­
gen der Weitwirtschaftskrise zu analysieren. nicht einmai in ungarischer 
Beziehung. Wir wollen iedigiich die wesentiichsten Züge kurz in Erinne­
rung bringen, gleichsam ais Einführung zur Dariegung einzelner vom 
Bethlen-Regime zur Einschränkung der Krisenwirkung geschaffener 
Rechtsregeln.
hi der Landwirtschaft zeigten sich bereits Ende 1928 auf der nörd 
liehen Hälfte des amerikanischen Kontinents sowie in Australien und in 
mehreren europäischen Ländern, unter ihnen auch in Ungarn- die Zeichen 
der Krise. Dir U&rprw/wi/io/is/rUc verschärfte sich zuerst in
den USA, von Mai 1929 an verflocht sie sich in kurzer Zeit und fast auf 
der ganze)) Welt mit der Landwirtschaftskrise. — In Ungarn sanken die 
Preise der Agrarprodukte im Vergleich zu denen des Jahres 1928 innerhalb 
von anderthalb Jahren mn 50%. in einem bedeutend größerem Maße 
als die Preise der Industrieartikel, infolgedessen öffnete sich weit die 
Agrarschere, doch die Produkte der Landwirtschaft trafen auch so — im 
In- und Ausland gleichermaßen — auf keinen entsprechenden Markt. 
Die Arbeitslöhne sanken und die Agrararbeitslosigkeit nahm stark zu.
Um in erster Linie den Großgrundbesitzern materielle Hilfe zu leisten 
und zugleich auch das politisch sehr gefährliche Zugrundegehen der land­
wirtschaftlichen Bevölkerung zu bremsen, brachte die Bethlen-Regierung 
im Juli 1930 im Parlament das sog. Bolettagesetz" durch, welches mit der 
Einführung der Getreidemarke, Boletta, im Laufe von vier Wirtschafts­
jahren den Produzenten jedem verkauften Doppelzentner Getreide nach 
über den Marktpreis hinaus eine Preisergänzung gewährleistete, und zwar 
in einer sich jährlich ändernden (3. 0, 4 und dann wieder 3 Poigö) Summe.' 
Diese Maßnahme jedoch konnte die schwere Verschuldung der Hauern, 
besonders von kleinerem Besitz, nicht verhindern.
Zum Ausbruch der katastrophalen GcM- Mwd A'rcdPU'U-e kam es in 
Europa erst im Sommer 1931. Die mit dem deutschen Finanzkapital in
enger Verbindung stehende Wiener Österreichische Creditanstalt war An­
fang Mai unerwartet gezwungen, die Zahlungsunfähigkeit anzukündigen, 
wodurch auch die über die größte industrietie Beteiligung verfügende un­
garische Geldinstitution, die Ungarische Allgemeine Kreditbank erschüt­
tert wurde, die zur Interessensphäre der Kotschilds gehörte. Die Lage 
gestaltete sich besonders in Deutschland außerordentlich schwer, wo die 
ihr Geld fürchtenden ausländischen Kreditgeber plötzlich in einem so 
großen Maße ihre Kredite abzogen, daß die Deutsche Notenbank, deren 
Gold- und Devisenreserven so auf das Minimum sanken, und mit der 
Notenbank gemeinsam die größten deutschen Geldinstitute Mitte Juli an 
den Rand des Bankrotts gerieten.
Auf die Nachricht der Krise der deutschen Finanz-und Kreditlage 
wurde in Ungarn, wo — nach den kurzen Jahren der Konsolidierung — die 
Zahlungsunfähigkeit und der Staatsbankrott auf dieser Ebene bereits 
zur unmittelbaren Bedrohung wurde, in der Nacht von) 13. zum 14. Juli 
1931 unter Vorsitz des Kultusministers Graf Kunó Klebelsberg der Mi­
nisterrat einberufen: Klebelsberg vertrat den im Urlaub befindlichen 
Ministerpräsidenten István Bethlen. Auf der ,,besonders vertraulichen 
Beratung", deren handschriftliches skizzenhaftes Protokoll-' nicht nach­
träglich mit der Maschine geschrieben wurde, trug Sándor Popovics, der 
Präsident der Ungarischen Nationalbank vor: ,,...w ir hören, daß in 
Deutschland auf dem Gebiet des Geld- und Devisenverkehrs verzwefi- 
lungsvolle Zustände eingetreten sind", und daß, seinen Informationen 
zufolge in Basel (?) für zwei Tage die Bankói geschlossen werden. Er 
schlug vor, daß die ungarische Regierung ebenfalls verfügen solle, die 
Banken für zwei läge zu schließen. Schutz ist geboten, ..heute wird uns 
flies bereits von der Internationalen Zahlungsbank vorgeschlagen". Wie es 
sich aus dem Protokoll fies .Ministerrates ergibt, war entweder der deutsche 
Entschluß noch nicht erfolgt oder wurde an diesem Tag noch nicht ver­
öffentlicht. Klebelsberg erklärte nämlich: ,,Bankholiday ist auch dann er­
forderlich. wenn dies von Deutschland morgen nicht beschlossen wird. 
Wir werden die. Deutschen im Ausland überholen... wir werden uns 
schon im voraus schützen." Der Wirtschaftsminister ohne Portefeuille 
János Bufl wirft auf, ob die zwei Tage ausreichend sein werden. Auf Vor­
schlag Klebelsbergs, der die zwei Tage für zu wenig erachtet, wird ein- 
stimming beschlossen, durch eine Regierungsverordnung" die Schließung 
der Kassen der Geldinstitute für den 14., 15. und 16. Juli mit der Rechts­
wirkung anzuordnen, daß diese Tage vom Gesichtspunkt der Erfüllung 
der privatrechtlichen Verpflichtungen, Aufnahme von Wechselprotesten 
usw. so zu betrachten sind, als wäre Sonntag.
Vom Justizminister Tibor Zsitvay wird auf der Sitzung betont, daß 
die Regierung zum Erlaß einer solchen Verordnung über keine gesetzliche 
Vollmacht verfügt, daß die ungarische Verfassung und die Gesetze keine 
Notverordnung kennen, doch dass auf der Regierung die Verantwortung 
lasten würde, wenn sie die Abwendung der Gefahr versäumt hätte. Da er 
keine andere Art und Weise des Schutzes sieht, stimmt auch er mit dem 
Hrlaß der Notverordnung überein.
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Interessant ist, daß wir in der am 14. Juli in der Presse erschienenen 
MTI-Meldung von der Sitzung des Ministerrates bereits unter anderem 
tesen können, daß sieh die bis nachts 1/2 3 Uhr dauernde Sitzung auf Grund 
der Berichterstattung des Finanzministers mit den im Laufe der letzten 
Tage in der internationalen Finanz- und Wirtschaftslage eigetretenen 
Komplikationen beschäftigt hat, ,.welche die deaiscAe T&yierMwy 2?/ 
ordeM/iieAea .t/c/b^/naeM (zweitägige Baakschließung und gleichzeitige 
Schließung der Wertbörse) yc:w;ocyc7; /cd^ e?;. Diese Verschlechterung der 
finanziellen Lage Deutschlands hat erforderlich gemacht, daß die ungari­
sche Regierung zu Schutzmaßnahmen' greift, um der eventuellen Aus­
wirkung der Schwierigkeiten Deutschlands auf unser Wirtschaftsleben vor­
zubeugen bzw. diese auszugleichen." — Sicherlich kam die Nachricht 
über die Maßnahmen der deutschen Regierung während der Sitzung des 
Ministerrates oder unmittelbar danach.
Am Abend des 16. Juli fand erneut eine Sitzung des .Ministerrates 
statt, diesmal unter Vorsitz von Bethlen. Der Finanzminister unterbreitete 
einen neueren Verordnungsentwurfs, der im Interesse der nationalen 
Wirtschaft der Inanspruchnahme der Geldinstitute Grenzen setzt und wei­
terhin den Wechsel von Pengd in ausländische Zahlungsmittel sowie die 
Erfüllung von Zahlungen in ausländischen Zahlungsmitteln unter die 
Kontrolle der Ungarischen Nationalbank setzt. — Bei Verletzung der Ver­
ordnung werden Strafbestimmungen vorgeschrieben (7. und 8. §).
Bethlen, der auf den Rückgang der Deckung des Pengd und auf großan­
gelegte Valutenschiebereien verweist, fordert a.bschreckende Maßnahmen. 
Diese Frage ist mit einer ,.Notverordnung" zu regeln und dem Parlament 
vorzulegen. ,,lch übernehme die Verantwortung", erklärt der Minister­
präsident. Er stimmt mit dem Vorschlag Klebelsbergs überein, dem zu­
folge die Verletzer der Verordnung vor einem aufzustellenden Sonder­
gericht zur Verantwortung gezogen werden müssen, welches sofort in 
Kraft tritt. Eine gesonderte Detektivgruppe hat sich nur mit der Auf­
deckung der Mißbräuche von ausländischen Zahlungsmitteln zu be- 
schältigen. Bethlen hält auch die Schließung der Börse für eine gewisse 
Zeit für unumgänglich."
Ein bedeutender Teil der Tagespresse unterstützt entschieden die 
Maßnahmen der Regierung. ,,Es muß verhindert w erden", schreibt man. 
,,daß in Ungarn die gleichen Valutenschiebereien erfolgen, wie sie in 
D eutschlang geschehen sind und als deren Ergebnis der G oldvorrat und 
Devisenbestand der Deutsche!! Reichsbank so zurückgegangen sind, dass 
die Goldrücklagen verm indert werden mußten."*" Die B lätter teilen auch 
mit. daß eine gesonderte D etektivgruppe gegen die Schieber aufgestellt 
worden ist.**
Zwischenzeitlich wird der Erlaß von ..Notverordnungen" ohne E r­
mächtigung fortgesetzt. Die Regierung regelt denen gegenüber, die infolge 
der einschränkenden Maßnahmen ihre Zahlungen nicht erfüllen konnten, 
das Vollzugs- und Konkursverfahren sowie die Aufnahme von Wechsel­
protesten.*- Am 22. Juli wird die Gültigkeit der zitierten Verordnungen um 
eine Woche, bis einschließlich 30. Juli verlängert, da diejenigen Um-
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stände, deretwegen die obigen Maßnahmen erfolgten. zum größten teil 
auch weiterhin bestanden."
Über die Vorbereitung der erwähnten Regierungsverordnungen sind 
ebenso keine Protokoiie des Ministerrates vorhanden ", wie auch von der 
Sitzung nicht, anläßlich der das von uns im weiteren zu analysierende 
..K risengesetz", der Vorschlag zum vom .Ministerrat
behandelt wurde.
M
Die Parlamcntsdchattc zur Gesetzcsvorlagc
Finanzminister Sándor Wekerie brachte am 24. Juli H)3I itn Abge­
ordnetenhaus die Gesetze,svorlagc über die Ordnung des Wirtsehafts- und 
Kreditlebens sowie über die Gewährleistung des Gleichgewichtes des 
Staatshaushaltes ein und forderte — unter Aussprcchung der Dringlich 
keit — deren Weiterleitung an die Finanzkommission." Am 27. Juli be­
reits trug der Referent Imrc Temesváry der Finanzkommission des Ab­
geordnetenhauses den auf den Vorschlag bezüglichen und zwei Tage zuvor 
datierten Bericht vor,'" am nächsten Tag begründete er — im wesentlichen 
auf Grund des ministeriellen Motivenberichtes — den Gesetzesvorschlag 
im allgemeinen und in seinen Details, der vom Haus in seiner Allgemein­
heit sofort diskutiert wurde. Die Debatte setzte sich bis zum 3. August 
fort, als die Vorlage schließlich in dritter Lesung die große Mehrheit er 
hielt." — Die Finanzkommission des Oberhauses fertigte am 3. August 
ihren vollkommen übereinstimmenden Bericht aus, und die Vorlage 
wurde im Oberhaus lediglich an einem lag , am 4. August diskutiert und 
ohne Veränderung angenommen.
W ir wollen die in beiden Häusern stattgefundenen, ziemlich vielseiti­
gen und scharfen Debatten, und deren wesentlichste Elem ente im weiteren 
zusam menfassen.
Wir untersuchen lediglich einige, vom Gesichtspunkt unseres Themas 
aus wesentliche Problemcnkreise der weitverzweigten Parlamentsdebatte: 
nj die Ratifikation der ausgegebenen ,,Notverordnungen" (1. §): die
Ermächtigung der Regierung, solche Fragen, die in den Kompetenzbereich 
der Legislative gehören, auf dem Wege von Verordnungen itn Interesse 
der Gewährleistung der Ordnung des Wirtschafts- und Kreditlebens (2. §) 
zu regeln, weiterhin Fragen der Senkung der Staatsausgaben sowie der 
Steigerung der Einnahmen (4. und 5. §): Debatte über die Wirtschafts­
politik der Regierung; dj Schaffung. Zusammensetzung und Kompetenz­
bereich der 33er Landeskommission (7. §); und schließlich berichten wir 
kurz über den Beginn der Tätigkeit dieser Kommission.
W ir bemerken eingangs, daß für die Parlam entsdebatte im allgemei 
nen iiie T a k tik  charakteristisch war, daß von Seiten der Regierungspartei 
die Vorlage kaum  verteidigt wurde, die oft einander völlig widerspre­
chenden Argum ente der Opposition, die nicht konzentrierten Angriffe auf
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oft ziemlich niedrigem Niveau wurden schließlich vom Finanzminister 
und Minister])räsident István Bettlien selbst zu rückgewiesen und durch 
geschickte Gegenargumente vödig wirkungstos gemacht.
<y^  Was den ersten Probtemenkreis der Debatte betrifft: Der Ab­
schnitt der Vortage (!. §), demzufolge das Parlament (de Verordnungen 
der Regierung und der einzelnen Minister über die /IcaGous-r/? A'c/?aag 
ratifiziert und weiterhin die infotgcdessen erfordertich werdenden zivil­
rechtlichen. strafrechtlichen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen 
wurden von Antat Éber'-", dem der Regierung ansonsten vertrauenstos" 
gegenüberstehenden Graf Ferenc Hunyadi-*, dem parteitosen Graf Albert 
Apponvi'**. dem Oppositionellen Károly Rassay** und im Oberhaus von 
Graf Aladár Széchenyi gleichermaßen angenommen-* oder wenigstens 
zur Kenntnis genommen: die Sozialdemokraten** jedoch forderten die 
Außerkraftsetzung sämtlicher ungesetzlich ergangener Verordnungen.
AJ Einen großen Sturm tosten die Abschnitte der Gesetzesvortage aus, 
durch die die A'eyie/May eraa'ic/diy/ icMcde. einerseits im Interesse der Ge­
währleistung der Ordnung des Wirtschafts- und Kredittebens auch son­
stige, zivilrechtliche, verfahrensrechttiche und zur Legislative gehörige 
sonstige Verfügugen zu treffen (2. §) und andererseits zur Verringerung der 
staattichen und Setbstverwattungsausgaben sowie zur Steigerung der 
Einnahmen alle notwenigen Maßnahmen zu treffen. (4. und 5. §).
Jenő Gál. Mitglied der Vázsonvischen Nationaldemokratischen Partei 
weist ,.die Ermächtigungsvortage als Versuch, der im Widerspruch zur 
historischen ungarischen Verfassung steht. . zurück.*" Der Meinung von 
Graf Albert Apponvi kann ins Verfassungsleben keine solche Ermächti­
gung eingefügt werden, die sich auch darauf erstreckt, dass die Regierung 
die im Haushaltsgesetz festgelegten Ausgabenposten verringert bzw. 
nicht bewilligte Einnahmequellen in Anspruch nimmt und die zu treffen­
den Verordnungen mit Strafsanktionen versieht. Der Gesetzesvortage 
stimmt er dennoch zu, weit er ,,in dieser schwierigen Lage" keinen Regie­
rungswechsel wünscht .2'
Von Seiten der Opposition betont Tibor Eckhardt**, daß die Regie­
rung keinesfalls zur Steuererhöhung ermächtigt werden darf, da dies seit 
Jahrhunderten das Recht des Parlaments darstettt, und daß die Regie­
rung auch zur Senkung der Löhne und Renten kein Recht erhalten kann, 
solange sie die Stellungsanhäufugen nicht beseitigt, denn sehr viele ver­
fügen über 4, 5 ja (i Stellungen gleichzeitig und die Jugendlichen dagegen 
finden keine Anstellung. Zu diktatorischen Rechten kann die Kleinbauern­
partei die Regierung nicht ermächtigen. Ebenso wird die Ermächtigungs­
vorlage als ,,sehr weitgehend, sehr diktatorisch" auch von Endre 
Bajcsy-Zsi 1 inszky *". Pál Hegymegi Kiss*" und Sándor Propper zurück­
gewiesen. Letzterer geht sehr scharf dagegen an. daß die Regierung, die 
das Land zuerst in den Bankrott geführt hat. ,,sich jetzt von selbst meldet 
und Verwalter der Konkursmasse sein will".** Dem Standpunkt von Károly 
Pever zufolge kann ein solches Parlament die Regierung überhaupt nicht 
ermächtigen, weil es nicht das Volk vertritt, denn in den meisten Fällen 
entscheiden die Verwaltungsbehörden, wer der Gesetzgeber sei. demzufolge
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verfügt das Abgeordnetenhaus selbst über keine Ermächtigung, über kein 
Mandat, um im Namen des Volkes des Landes eine Entscheidung zu 
treffen^-. Im wesentlichen mit der gleichen Argumentation wird die E r­
mächtigung ,.diese nach unbeschränkter Diktatur strebende Macht", auch 
von Ferenc Szeder^'' zurückgewiesen.
Im Oberhaus sind unter fünf Rednern — obwohl einige die Wirt 
Schaftspolitik der Regierung ziemlich kritisierten — vier ohne die Betonung 
verfassungsrechtlicher Bedenken bereit, der Regierung die geforderte Er­
mächtigung zu geben'*'. Eine Ausnahme stellt Graf András Hadik dar. 
eine führende oppositionelle Gestalt des Oberhauses,^ der von verfassungs­
rechtlichem Gesichtspunkt aus die im 2. § des Gesetzesvorschh ges ent­
haltene Ermächtigung für gefährlich hält. Seiner Meinung nach kann 
dieser Paragraph auch so ausgelegt werden, daß ,,die gesamte gesetz­
geberische Befugnis der Regierung übertragen wird . Wenn wir ein Gesetz 
schaffen, mit dem erklärt werden kann, daß die Regierung unter Außer­
achtlassung verfassungsrechtlicher Gesichtspunkte auch die Gesetze 
ändern kann, ,,dann würde dieser Vorschlag nichts anderes darstellen als 
die reine Diktatur". Er hält deswegen die Einschränkung des Kreises der 
Ermächtigung für unerläßlich, nicht, daß sich unter diesem Berechtigungs­
grund die Möglichkeit ergibt, z. B. die Pressefreiheit einzuschränken, das 
Versammlungsrecht aufzuheben oder die Verfügung über das Privateigen­
tum nach Belieben zu beschränken, oder etwa sogar die verfassungsrecht­
lichen Garantien der richterlichen I nabhängigkeit und I nabsetzbarkeit zu 
nichts zu machen. 1 nter Hinweis auf die Rede von István Bethlen in der 
Debatte im Unterhaus, auf die wir später noch eingehen werden, hält 
Hadik — im Gegensatz zur Meinung des Ministerpräsidenten — den Man­
gel des Regierens mit Notverordnungen gerade für eine Stärke unseres 
Verfassungsrechtes, für eine Verfassungsgarantie. Es besteht keine Not 
wendigkeit zu einem Grundgesetz, welches jederzeit gewährleisten würde, 
daß die Regierung ohne Anhören des Parlaments außerordentliche Maß­
nahmen in Kraft setzt.'"'
Da der Ministerpräsident nicht bereit ist. den Text der Vorlage zu 
ändern, legt Graf Hadig einen Beschlußentwurf vor, der besagt, daß die 
Regierung im erwähnten 2. § des Gesetzesentwurfes keine Ermächtigung 
dazu erhalten hat, die auf Gesetz oder dem Gewohnheitsrecht beruhenden 
Regeln unserer Verfassung durch Verordnungen zu verändern oder außer 
Kraft zu setzen. Weiterhin schlägt er vor. daß das Oberhaus das Abge­
ordnetenhaus auffordern möge, diesen Beschlußentwurf ebenfalls anzu­
nehmen, und diesen auf solche Weise zu einem Landesbeschluß zu er 
heben.3?
Bethlen stimmt im Namen der Regierung Hadiks Vorschlag zu um! 
entwaffnet damit die Opposition im Oberhaus. Er betont, dass er nicht be­
absichtige, das Parlament ,,beiseitezuschieben", dieses könne die Regie­
rung jederzeit zur Verantwortung ziehen, ..wenn sie die Ermächtigung 
nicht auf richtige Weise anwendet".38
In der Debatte im Oberhaus bringt -iustizminister Tibor Zsitvav 
im wesentlichen das auf der erwähnten Ministerratssitzung Gesagte wieder-
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hotend — folgendes zum Ausdruck: die Regierung wäre dann und deshaib 
zur Verantw ortung zu ziehen, wenn sie diese Möglichkeit in der N otiage 
nicht in Anspruch genommen hätte, nicht AVrA/, sondern die Ta/.sr;c/;c 
der Ausgabe der N otverordnung zu benutzen. D ie N otw endigkeit der E r ­
m ächtigung begründet er auch dam it, daß unserem öffentlichen Recht 
zuíotge Regein des Privatrechtes au f dem Verordnungswege nur a u f aus­
drückliche gesetziiehe E rm ächtigung geschaffen werden können; und 
soiche ,,tie f in die privatreehtbchen Verhältnisse einschneidenden" V er­
ordnungen werden z. H. a u f dem Gebiet des Geidverkehrs nicht umgangen 
werden können.'"
W ie w ir erwähnt haben, weist die Gesetzesvoriage (4. und 5. §) im 
interesse der W iederhcrsteiiung des Gieichgewichtes des Staatshaushaltes 
die Regierung zur Steigerung der Einnahm en und zur Senkung der A u s­
gabe)! an. Ü ber die diesbezügiiehe verfassungsreehtiiehe D ebatte haben 
wir bereits berichtet. Die Steuererhöhung seibst und der Pian der K o ste n ­
senkung sieben die Frage in den M ittelpunkt der Diskussion, in n-eicAew 
.)/G.s.sc fiir die K rise in Pngarn r/ieb ir/.sfAn/Y.s'po/idY' rier /AyicrnMy rernn/- 
nor/iicA ns/. In dieser Hinsicht sind die Heinungen sehr geteilt. D er die 
Regierung unterstützende Antai É ber sagt in seiner Steüungnahm e, daß 
für die Probieme ,,nicht eine R egierung und nicht eine Partei veranwort- 
iich sind", sondern ..der beispiellos übertriebeiie Anspruch der gesam ten 
G esellschalt", daß it) jeder Schicht der Gesebschaft soziale und kuiturebe 
Ansprüche von übertriebenem Maße hervorgetreten sind, die ,,von den 
Gesetzen der W irtschaft nicht beengt werden". Es gibt nicht eine einzige 
poiitische Partei, die aui diesem Gebiet keine großen Fchier begangen 
hätte. Im M unizipaiausschuß der H auptstadt zum Heispiei wurde von den 
Sozialdem okraten und der dem okratischen Partei Heia Fabians a u f fast 
jeder Sitzung zu neueren und sehr teuren Bauarbeiten gedrängt, R assav 
hält die vieien Budapestet' Strandbäder nicht für ausreichend und drängt 
zur Aufstebung weiterer soicher Aniagen. Der steinreiche Bankier Éber 
bemühte sich also, für die Verschiechterung der W irtschaftslage einesteiis 
die Opposition verantwortiieh zu machen und anderenteiis die W eitkrise, 
deren Foigen gegenüber ..die Regierung eines kicincn, schwachen Landes 
fast m achtlos s te h t" .'"  Natüriich kann auch ,.Trianon" nicht in der D e­
batte fehien. Lajos Szilágyi, der sich zur Opposition bekennt, verwirft 
die Argum ente von A ntal É ber zum Schutz von Bethlen und behauptet, 
daß es ganz gleich wäre, wer der M inisterpräsident ist, den)) er könne 
nichts daran ändern, daß ,,cin verstüm m eltes Ungarn kein Land ist", 
daß alles f  bei der Tatsache entspringt, daß ,.wir die Folgen des Friedens 
von Trianon erleiden", und somit auch die K rise ."  Dem Abgeordneten der 
Regierungspartei K ároly Schandl zufolge ist für die ungarische Lage 
hauptsächluch die \\ eltkrise verantwortlich, doch daneben auch die P ar­
teien, die — hauptsächlich die sozialdem okratische Partei — von der 
Regierung den Beginn öffentlicher Arbeiten, den Bau von Straßen. Brück- 
ken, W ohnungen sowie andere staatliche, städtische oder kom m unale In ­
vestitionen forderten und jetzt für ab das die Regierung verantwortlich 
machen wollen.*-
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Der M aschinenfabrikant István  Friedrich betont unter Berufung au f 
seine zehnjährige oppositionelle Yergangheit. daß — obwohl es sich bei 
der K rise um eine W eiterscheinung handelt — diese in Ungarn durch die 
W irtschaftspolitik der Regierung verschlechtert wurde. E r  beanstandet, 
daß die Regierung, ,,der ungarische S taat sich immer mehr in die Banken 
hineinsetzt, . . .  in Form  von G arantien. . . ; und das w ird von mir, jawohl, 
als drohende*Sozialisierung (!) bezeichnet*', erklärte der ehemalige Minist­
erpräsident der K onterrevolution von lh l!).' ' G raf Ferenc H unyadi ist 
ebenfalls der Meinung, daß das Auftreten der W eltkrise in derartigem 
Ausmass in U ngarn hauptsächlich durch die fehlerhafte W irtschaftspolitik 
der Regierung verursacht wurde (unwirtschaftliche Anwendung der aus­
ländischen K redite, m angelhafte K ontrolle, Ü berziehung der Steuer­
schraube. Vernachläßigung der Agrarinteressen, übertriebene Zentrali­
sierung u sw .)."  G raf H unyadi verweist auch a u f die übertriebenen Aus­
gaben; a u f dieses, im Laufe der D ebatte von sehr vielen Seiten aufge­
worfene Problem werden w ir später noch zurückkom m en.
Jenő Gál geht noch weiter, als er im Namen der Vázsonyi-N ational- 
dem okratischen Partei erklärt, dass für die schwierige wirtschaftliche 
Lage ausschliesslich die Regierung verantw ortlich ist.'" Der gleichen 
Meinung ist auch K ároly  Rassay: die seit einem Jahrzehnt über unein­
geschränkte .Macht verfügende Regierung ist dafür verantw ortlich, dass 
sie mit ihrer P olitik  — trotz jeglicher W arnungen — das Land in eine 
katastrophale Lage geschleudert hat."' Imre G yörki m acht ebenfalls in 
erster Linie die zehnjährige schuldhafte Politik der Bethlen-Regierung für 
die sich herausgebildetc Lage veran tw ortlich .'' Der Feststellung des legiti- 
mistischcn oppositionellen Abgeordneten G raf G yörgy Pallavicini zufolge 
,,wimmelt*' die W irtschaftspolitik der Regierung ,,von Fehlern und \ er 
säum nissen", deshalb sind die schwierigen Verhältnisse nicht nur durch die 
W eltw irtschaftskrise hervorgerufen worden, sondern durch die L eich t­
fertigkeit und O hnm ächtigkeit der Regierung, in erster Linie durch das 
übertriebene K u ltu s b u d g e t .V o n  den sozialdem okratischen Abgeordneten 
G éza Malasits und Jakab  W eltner wird hervorgehoben, daß neben der 
W eltw irtschaftskrise zweifellos auch eine gesonderte ungarische Krise 
existiert, für die der völlige .Mangel an Voraussicht bei der Regierung und 
die unerhörte Verschwendung verantw ortlich sind.'"
Die der Regierungspartei angehörenden Landesväter reagieren nicht 
im mindesten a u f die Darlegungen der Opposition; János Esztergályos 
stellt mit Recht fest: ..Die K oryphäen der einheitlichen Partei ducken sich 
in tiefer Stille und verteidigen n icht" die W irtschaftspolitik der Regie­
rung.""
Im  L aufe der D ebatte um die Gesetzesvorlage im Oberhaus nahm im 
Grunde genommen lediglich G raf A ladár Széchenyi so Stellung, daß für 
die W irtschaftsproblem e nicht nur die W eltw irtschaftskrise verantw ort­
lich ist, sondern auch die Regierung, die von mehreren Mitgliedern des 
Oberhauses über Jahre hindurch vergeblich a u f die verfehlte W irtschafts­
politik  und besonders a u f die Gefahren der Verschwendung aufmerksam 
gem acht w urde."' G raf Széchenyi nahm dennoch, ähnlich wie G raf Hadik.
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(He GrcsctxesvoHage an. ifadik hicit die Kreditpolitik des Kinanzministcrs 
für verfehlt, die dem Einströmen von französischen Krediten in das Land 
den Weg versperrte und damit auch die Annäherung der zwei Staaten 
hinderte. Unter den Mitgliedern des Oberhauses sprach sich Zoltán Koós 
entschieden dafür aus. daß die Krise in keinem Zusammenhang mit der 
Politik der Regierung steht: diese aus dem Westen kommende Krise 
hätte von keiner Wirtschaftspolitik der Regierung verhindert werden 
können. Er gerät jedoch in Widerspruch mit seiner obigen Äußerung, a!s er 
seinen Beitrag damit schiießt, daß die ungarische Krise auch dann mit 
entsprechenden Regierungsmaßnahmen gelöst werden kann, wenn es 
nicht geiingen wird, innerhaib kurzer Zeit eine Staatsanieihc aufzunelnnenA- 
Der Finanzminister, der im Laufe seiner Rede im Abgeordnetenhaus diese 
Frage nicht berührte, betonte im Oberhaus gegenüber von Széchcnvi uní! 
Hadik: nicht die Wirtschaftspoiitik der Regierung, sondern die Welt­
wirtschaftskrise spicit eine große RoHe dabei, daß wir hierhergeraten 
sindA-' Auf seine, die Verantwortung der Regierung abweisenden Darle­
gungen reflektierte im weiteren keines der Mitgiicder des Oberhauses.
Im Abgeordnetenhaus, ja sogar auch im Oberhaus geiangte jedoch die 
Kri/i/- der Á-он/ге/ем H*ir/.scAa/'/.s'Wíí/ina/;wew der /?еу;ег;;иу auf Jahre 
zurückgehend in den Vordergrund.
Scharf wird, oft begründet, jedoch nicht immer mit überzeugend wir­
kenden Argumenten in der Arbeit der Regierung der Mange! an Planmäßig- 
keit und besonders an Sparsamkeit angegriffen, die unverantwortliche 
und unmäßige Verschwendung. Die vielleicht stürmischsten Attacken 
ergehen an den Kuttusminister, der übertriebenheit der Ausgaben wegen. 
Es wird beanstandet, daß Graf Kuno Kicbetsberg Universitäten uni! 
Kirchen bauen !ieß. die Ausgesta!tung des Heiligen-Markus-Platzes in 
Szeged wird mißbißigt. die Szegeder Klcbojda (ein Wortspie! aus Klebels- 
berg und tebolyda — Irrenansta!t). die ..Himmelfahrt von Klebi uswA' 
A!adár Szcchenyi stellt in der Debatte im Oberhaus ebenfalls in erster 
Linie die Person des Kultusministers Klebelsberg an den Pranger. ,,dem 
die Verschwendungssucht und die Schöpfersehnsucht im Blut liegen und 
der auch jetzt in Tihany eine Sportanlage bauen läßt."" Die Abgeordneten 
kritisieren unter anderem die zu viel kostende Rcstauerierung des Landes- 
archives. die berühmten Fresken-Bestellungen."" das Fischbiologie-Ins- 
titut in 1 ihanv, die Schaffung der ,,Wasserkäferschmiede"."' Als über­
flüssige Geldverschwendung wird die Organisation der Collegia Hungarica 
bezeichnet,oder die in \ aluten gczahÜten Stipendien"" ebenso wie das 
eine riesige Geldsumme verzehrende Kulturhaus in Csepel. das aus dem 
Geld der Gemeindesteuerzahler erbaut wurde."" Auch der Hau des Palota- 
hotels in Lillafürcil sowie die umfangreichen und nutzlosen Repräsenta­
tionsausgaben werden von mehreren Diskussionsrednern der Regierung 
vorgeworfen."  Eckhardt dagegen macht die Regierung für das übertrie­
bene Budget verantwortlich, die Schaffung überflüssiger neuer Ämter und 
für diese den Bau neuer Amtspaläste sowie die um sich greifende Büro­
kratie, weiterhin beanstandet er die Entwicklung der Industrie, besonders 
der Automobilindustrie, die auf Kosten der Landwirtschaft verfolgt sei.
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..wodurch unzählige Millionen hinausgeworfen wurden", anstelle daß 
zum Beispiel die mit Defizit arbeitende Maschinenindustrie (Ganz-Danu­
bius, M A YAG) abgebaut worden wäre; ebenso als Verschwendung bezeich­
net er die ,,mit keiner Hoffnung auf Erfolg" geschehende Einrichtung 
zur ungarischen Tonfilm-Herstellung."-
Der Parteilose Miklós Lázár hält ebenso wie Eckhardt als für einen 
Hauptfehler die übertriebene Industrieentwicklung sowie die in ,,Elefan­
tiasis" gefallene Bürokratie, die Subventionen und die staatlichen Unter­
stützungen. Er geht auch noch darüber hinaus und behauptet, daß die auf 
Kosten der Landwirtschaft entwickelte und übertriebene Politik der öffent­
lichen Betriebe dahin geführt hat, daß ,,schließlich zu dem unser ganzes 
System leitenden Prinzip der Staatssozialismus (!) geworden ist"."'' Und 
von Rassav wird die Lage so beurteilt, daß der Wettbewerb der öffent­
lichen Betriebe ,,das ungarische wirtschaftliche Leben zerstört und ver­
wüstet hat"."' Jenő Gál dagegen ist der Meinung: ,,wir sind die Bettler 
dessen", daß die unter staatlichem Protektorat funktionierenden ..Han­
gya", ,,Futura", weiterhin die Industrie-, Bau-und sonstigen protegierten 
Genossenschaften ,.riesige Summen veradministriert haben". Malasits 
zufolge verschlingen die dem Land keinerlei Ergebnis bringenden Auslands­
botschaften unglaubliche Summen:"-* Beyer bringt zu Wort, daß mehr als 
die Hälfte des Haushaltes das Gehalt der Beamten ausmacht, deren Zahl 
dazu noch um etwas mehr ist, als im Vorkriegsungarn auf dem gesamten 
Landesgebiet. Viele Millionen hat die Regierung auf Gendarmerie-, Polizei- 
und Zollbeamtcnkasernen. Amtsgebäude von Luxusausführung und weiter­
hin für den Bau von Gerichten und Gefängnissen verschwendet.""
Die Angriffe gegen die Wirtschaftspolitik der Regierung, die aus den 
verschiedensten Richtungen kommen, finden fast kein Ende, sic machen 
auch die Mehrzahl in der Parlamentsdebatte aus, obwohl sie sich kaum an 
die einzelnen, diskutierten Bestimmungen der Gesetzesvorlagc anschließen. 
Auf die ansonsten sehr interessanten, vielseitigen und für die Zeit charak­
teristischen Kritiken, Argumente gehen wir im weiteren nicht ein.
Befassen wir uns nun mit dem in der Gesetzesvorlage auftauchenden 
Plan der Erhöhung der öffentlichen Lasten, können wir feststellen, daß 
dieser in beiden Häusern fast gleichmütig auf Ablehnung trifft, obwohl in 
beiden Fällen jeweils im Schutze einer anderen gesellschaftlichen Schicht. 
Auch die wenigen Abgeordneten der Regierungspartei, die sich in der 
Debatte überhapt zum Wort erheben, halten die Sparsamkeit, die Ver­
ringerung der Ausgaben, ,,den Abbau" für erstrangig und erst nach Aus­
schöpfen dieser Möglichkeiten kann die Steuererhöhung aufgeworfen 
werden."'
Imre Györki und István Farkas schlugen in ihrer Minderheitsmei­
nung unter anderem vor, das Hohe Haus möge der Regierung verbieten, mit 
neueren Steuern und Erhöhung der öffentlichen Lasten den Staatshaus­
halt ins Gleichgewicht zu bringen.""
Standpunkt des Abgeordneten Jenő Gál, der die nationaldemokra­
tische Partei vertritt, ist es, daß allein oa/ die //oM.s- .s'oa.sb'ycM 7;д?но- 
M((e?i6e.S'i'/2er neuere Lasten gewälzt werden können, die zur Zeit der Inflation
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ihre Schulden in Papierkronen zu rückerstatteten, und somit zu materi­
ellem Vorteil gelangten.""
Diese Anschauung wird von Seiten der Regierungspartei durch Károly 
Schandl zurückgewiesen, der verbringt, daß diese Schichten bisher bereits 
genügend materielle Opfer gebracht haben.'" Miklós Kertész (sozialdemo­
kratische Partei) verwahrt sich gegen jede solche neuere Steuerlast, welche 
die ^Ay.si/,'n/;'.sc/;ca ?;?;7 yci'.sö'yc?; H'c;Vr/<y/iyc?; berührt.?' Egon Turchánvi 
(..linke Mitte") hält es — da die Regierung nicht offen Farbe bekennt, wo 
und in welchem Maße die Steuern und öffentlichen Leistungen erhöht 
werden sollen — für unzulässig, die A7eó;/jaaer;;- aac/ //aadacr/eryc.sc//- 
weiter zu belasten. Anstelle von Steuererhöhung schlägt er eine 
Verringerung der Ausgaben vor, ähnlich wie dies István Farkas und der 
Parteilose Miklós Lázár vorschlagen, der der Meinung ist, daß die Steuern 
um keinen Fiilcr erhöht werden dürfen.'- Rélá Fábián'' behauptet in 
seinem Beitrag, daß das Defizit des Staatshaushaltes nicht so beträchtlich 
sei, daß dies eine Steuererhöhung begründen würde, besonders nicht hin­
sichtlich der //aar/acr/cr. /faa/Aa/c, M/a/ Aróet/er. Eher müßten
die Steuern gesenkt werden und es wäre wünschenswert, das Defizit ,,durch 
Senkung der Ausgabenposten des Haushaltes und damit des Einnahmen­
bedarfes'' auszumerzen. Und Ferenc Szeder'' betont, daß die A'/ciaóaacra 
bereits jetzt ihren Steuerverpflichtungen nicht nachkommen könnten.
Die Mitglieder des Oberhauses wollen ebenfalls nichts über die Steige­
rung der öffentlichen Lasten hören, besonders nicht in der Landwirtschaft, 
und zwar wegen der großen Stcuerrückstände, der niedrigen Produkte­
preise und der schlechten Ernte.?^
Der Pcraoaa/craay 7er A asyaáca. der Möglichkeit der eventuellen Ein­
sparungen gegenüber hegt man weder im Unter- noch im Oberhaus große 
Hoffnungen.
Tibor Eckhardt hält cs im Interesse der Senkung des überdimensio­
nierten Haushaltes für erforderlich, daß der Staat für keine einzige Bank 
Garantie übernimmt und ist der Meinung, daß das überdimensionierte 
Bankensystem „auf dem Wege der Zwangsfusion und des Abbaues auf 
gesunde Grundlage gebracht werden muß."''''
Die Abgeordneten der Regierungspartei widerlegen einander, wenn 
Károly Schandl erklört: .,es wird nicht an die Gehaltsverringerung der 
Beamten gedacht", im weiteren Laufe der Debatte aber verrät ein anderer 
Landesvater der Einheitspartei. Gyula Lakatos, daß „man gezwungen 
sein wird, auch bei den Personalausgaben bedeutende Senkungen durch­
zuführen'' und auch die Sachausgaben zu verringern, hinter denen sich im 
wesntlichen Personalausgaben verbergen."*
Von Seiten der Opposition fordert Béla Fábián, beim Beamtenstand 
die Prämien und die „versteckten Hilfen " zu beseitigen; der Behauptung 
von István Farkas zufolge gibt es mehrere hundert aus der Monarchie ver­
bliebene österreichische und tschechische Generale, die vom ungarischen 
Staat ihre Pension erhalten, auch diese Tatsache könnte bei der Verminde­
rung der Ausgaben des Haushaltes in Betracht gezogen werden.?"
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Zur Senkung der Personalausgaben übrigens bringt fast kein einziger 
Abgeordneter einen konkreten Vorschtag vor. man ist bemüht, dieses 
Problem zu umgehen. Eine Ausnahme stellt Tibor Farkas dar, der die Ver­
ringerung der Abgeordnetendiäten vorschlägt.^ (Wir bemerken, daß zu 
Schluss der allgemeinen Debatte dieser Vorschlag vom Haus mit großer 
Mehrheit zurückgewiesen wird, ebenso wie die oben erwähnte Minderheits­
meinung vom Imre Györki und István Farkas oder der Vorschlag von 
Györki, daß solange es Arbeitslose gibt, keiner mehr als eine, mit Bezah­
lung einhergehende Funktion ausüben könne.s"
Ein besonderes Vorbringen von Seiten des Oppositionellen Tibor Farkas 
ist der Verkauf oder die Vermietung von staatlichen Betrieben aus Spar­
samkeitsgründen an Private, er erwähnt auch diesbezügliche Beispiele: 
verkauft werden könnten die staatlichen Güter, vermietet werden könnte 
die Post, das Telefon usw." Lautlose Stille ist die Antwort auf diesen 
spezifischen Vorschlag auf allen Seiten des Hauses. — Ebenfalls von Farkas 
wird vorgeschlagen, die Finanzlage des Landes von ,,ausländischen, un­
parteiischen Personen" untersuchen zu lassen. Er von seiner Seite würde 
zum Beispiel ruhig die Meinung von Kcynes^' akzeptieren, als unvorein­
genommene. objektive Feststellung. Die Angriffe gegen das Kapital miß­
billigt er. denn ihm zufolge ,,gibt cs ohne Kapital keine Arbeitsgelegen 
heit, sondern Arbeitslosigkeit. Not. Revolution. . . " ^
Im Schutz des Kapitals und des Kapitalismus erhebt auch der rechte 
Flügel der Sozialdemokratischen Partei seine Stimme. Géza Malasits 
wagt sich vielleicht noch am weitesten vor auf diesem Gebiet, als er betont: 
sie sind zwar Antikapitalisten, doch solange der Kapitalismus besteht, 
sind sie bestrebt, zu erreichen, daß er ..mit dem geringsten Opfer und Leid 
seiner Berufung entspricht, nämlich die Menschen zu ernähren und mit 
Kleidern und Arbeit zu versorgen". Wir können uns kaum wundern, wenn 
Tibor Kállay, der ehemalige Finanzminister des Bethlen-Regimes — 
jetzt in der ..Opposition" — auf die obigen Worte mit einem zustimmenden 
Einruf reagiert: ,,Wenn das Ihr Programm ist, den Kapitalismus zu ver­
bessern. dann ist das in Ordnung !"s* Malasits, vielleicht auch durch Kállays 
Ermunterung angespornt, ruft im weiteren die Bethlen-Anhänger geradezu 
auf, ,,es dem Kapitalismus zu ermöglichen, seine Kraft auszudrücken, also 
alles zu verhindern, was diese kapitalistische Produktion in ihrer Ent 
wicklung hindert,... ihr die ünternehmung leicht zu mache!), doch 
. . .nicht zu vergessen, daß . . .die Arbeiter, Ingenieure und Beamten auch. 
Menschen sind" (1)^ Jakab Weltner. der de!) ..Bolschewismus" bekrittelt, 
wirft dem Kapitalismus hauptsächlich die Überproduktion vor. daß 
er ,,von allem mehr produziert, als was gebraucht wird, doch es keinen 
Verbraucher gibt, der all dies kaufen würde."sc
Einige Abgeordnete schlagen zwecks Senkung der Kosten in) Staats­
apparat gewisse strukturelle bzw. Kompetenzveränderungen vor. Gyula 
Lakatos (Regierungspartei) fordert als ,,Mann der Justiz" die Vereinfa­
chung der Gerichtsbarkeit und ihre ..Einstellung auf zwei Instanzen",s* 
Ferenc Hunyadi ist für die Dezentralisierung der Staatsverwaltung und 
die Verwirklichung der billigeren und schnelleren Sachbearbeitung.ss
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Fábián bedauert, daß die diesbezüglichen Vorschläge von Professor Zoltán 
Magyari durch die Regierung nicht in Betracht gezogen wurden.""
Von Seiten der Mehrheitspartei drängen einige auf den , .starken Abbau 
der Institutionen der Sozialversicherung — unter Berufung auf Sparsam­
keit.^" ,.Es ist eine f'nmöglichkeit, dass es gerade unser armes Land sein 
soll, welches bei der umso weiteren Anwendung der Krankenversicherung 
einen europäischen Rekord aufstellt", braust der steinreiche Bankier 
Antal Éber auf. obwohl er ganz genau weiß, daß sich in Ungarn die 
Sozialversicherung auf einen ganz verschwindenden Teil der Bevölkerung 
erstreckt. Daneben wird von Éber scharf auch noch der Gedanke der 
Arbeitslosenhilfe zurückgewiesen, ebenso wie die Schaffung der Möglich­
keiten von öffentlichen Arbeiten."'
Im Oberhaus sind Al iksa Hovos und Graf János Hadik gleichermaßen 
der Meinung, daß im Interesse der Sanierung die Ausgaben möglichst 
reduziert werden müssen, doch wird von letzterem auf diesem Gebiet Vor­
sicht vorgeschlagen: ,,. . .wir sollten es nicht zulassen, daß das arme Volk, 
die kleinen Existenzen ins bolschewistische Lager getrieben werden", es 
muß verhindert werden, daß sie durch die eventuell übertriebene Sparsam­
keit in dieser Krise völlig zugrunde gehen."-
Die Reduktion des Importes,"" die Förderung des Exportes als der 
,.einzigen valutenbildenden Kraft ' auch durch Prämien und Erstattungen 
sei erforderlich und neben der maximalen Steigerung der Ausfuhr müssen 
die Importe auf das Minimum verringert werden."' Im Oberhaus ist es 
Miksa Hoyos, der energisch auf Verringerung der Einfuhr und Steigerung 
der Ausfuhr drängt.""
,.Grund" allen Übels sei, daß das Land über kein ,,von der Regierung 
inspiriertes Produktionsprogramm" verfügt", behauptet István Fried­
rich."" Lázár drängt auch darauf, daß die Regierung innerhalb kurzer 
Zeit ein organisches, ausgedehntes Wirtschaftsprogramm ausarbeiten und 
dem Haus vorlegen möge."'
Zwecks radikaler Besserung der Wirtschaftslage kommt noch die 
t'mstellung der Landwirtschaft von dem auf dem Weltmarkt unverkäuf­
lichen Getreide auf die Produktion von Obst, Gemüse, Eiern und Geflügel 
zur Sprache,"" weiterhin wird die Liquidierung der Latifundien und eine 
tiefgreifende Grundsbesitzreform"" aufgeworfen sowie noch viele andere, 
neben den damaligen Verhältnissen unrealisierbare Vorstellungen. Auf 
diese gehen wir nicht ein, wir wollen lediglich einen einzigen irrealen Vor­
schlag erwähnen, demzufolge der aus der Krise führende Weg in ,,der 
Restauierung des ungarischen Königtums und der Wirtschaftsunion mit 
Österreich" besteht.'"" Das ,,Weinen" nach der alten Monarchie, nach 
,,den Habsburgern, die den Krieg und Trianon verursacht haben" löst nur 
bei den Sozialdemokraten ein — abwerfendes, spöttisches — Echo aus.'"'
Auf die in Verbindung mit den einzelnen Bestimmungen der Gesetzes­
vorlage sowie mit der Wirtschaftspolitik der Regierung verklungenen Be­
merkungen und die ,,mit den unterschiedlichsten Detailargumenten" ar­
beitenden, stürmischen oppositionellen Kritiken antwortet am Ende der 
allgemeinen Debatte im Abgeordnetenhaus der spürbar mit einer großen
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Pariamentsroutine verfügende Ministerpräsident in seiner spitzfindigen, 
die Tatsachen verdrehenden oder verschweigenden, gut durchdachten und 
wirksam aufgebauten Rede. Die Ermächtigungsvoriagc begründet Hetiden 
damit, daß im Interesse eines sicheren und ständigen Gieichgewichtes des 
Staatshaushaltes auch von nun an die Erfordernis schneiien Handeins 
besteht, und dazu gewährieistet die ungarische Verfassung, im Gegensatz zu 
den Verfassungen der meisten europäischen Länder (Deutschiand, Öster­
reich, Tschechosiowakei usw.), der Regierung nicht das Recht zur Ausgabe 
von Notverordnungen, was seiner Ansicht nach ein ernster Mangei unserer 
Verfassung ist. Die Regierungen situ) deshalb gezw ungen, gesonderte gesetz­
liche Ermächtigungen zu erbitten, ja sogar — wenn eine eiiige Verordnung 
notwendig ist. wie es jetzt im Faiie des Han keusch iusses geschehen ist 
— ohne Ermächtigung zu handein. indem sie auf die nachträgiiche Ratifi­
zierung durch das Pariament rechnen. Im weiteren steiit er fest, daß die 
ausgebrochene Krise von keiner einzigen Regierung der Länder der Weit 
vorausgesehen wurde, so kann auch gegen sein Ministerium nicht die An­
klage wegen .Range) an Voraussicht mit Recht erhoben werden. Er häit 
es für richtiger, dass die Überfiüsse des Haushaites für die von der Opposi­
tion immer wegen geringen Ausmaßes bemängeiten Investitionen auf 
gewendet wurden, ansteiie daß diese mit Hiife teurer ausiändischer An 
ieihen geschaffen worden wären. Er argumentiert damit, daß im Laufe 
der Investitionen, die insgesamt eine Summe von 800 Miiiionen ausmachen, 
unter anderem ein Handeis- und Industriehafen in Hudapest gebaut wurde, 
die während des Krieges zerstörten Straßen wiederhergesteilt utul moder­
nisiert wurden sowie auch die Rost. Teicgraphcnamt. Telephon und die 
Ungarische Staatiiche Eisenbahn. In besonderen Schutz nimmt er die 55 
Miiiionen-Investitinnen des Kuitusministeriums, die sehr angegriffen 
wurden und im Laufe deren die Universitäten der Gebiete, die infoige des 
Trianon-Friedens abgetrennt wurden, umgesiedeit wurden sowie Schuten. 
Institutionen des Hoch- und Mitteischulunterrichts, Internate, ein Hei) 
ammenbiidungsinstitut in Szoinok und in unterschiediichen Orten wissen- 
schaftiiche Forschungsinstitute geschaffen wurden. Ais Ergebnis der In­
vestitionen des üffentiiehen Gesundhcits- und des Voikswohiiährtswesens 
entstanden Krankenhäuser. Sanatorien und Kinderschutzinstitutionen. 
Besondere Betonung iegt Hetiden auf die mit der Hodenreform verbünde 
nen Hauernbeitcn sowie die des städtischen Wohnungsbaus, weicher ietzterer 
besonders von den Soziaidemokraten gefordert und nie für ausreichend 
gehalten wurde. Die Kritik der Opposition ist seiner Meinung nach nicht 
objektiv. Wenn es vieiieicht auch unter den Investionsvorhaben ver- 
fehite geben soiite ,,hat dennoch die ganze Aktion dem Wohie des Landes 
gedient, und deshaib wage ich es, vor der Nation dafür die Verantwortung 
zu übernehmen', — beteuert der Ministerpräsident.
Hetiden übergeht natüriieh die ..heikien" Fragen mit Schweigen (wie 
zum Beispiei das Paiotahotci in Liiiafüred, der übertriebene Behörden­
apparat usw.), ja er behauptet vieimehr, daß die Anzahl der öffenttichen 
Angesteiitcn nicht gestiegen, sondern um 20% gesunken sei und beruft 
sich darauf, dass vom Haushaitsgesetz des vergangenen Jahres weitere
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10% Personalverminderung vorgesehen waren, und zwar innerhalb von 
ö Jahren und dieser Prozeß werde nun beschteunigt werden. Seiner Mei­
nung nach ist die Zunahme der Summe des Budgets hauptsächlich durch 
die von allen geforderte beträchtiiche Erhöhung der Gehälter und Pen­
sionen verursacht worden, dafür bestand auch Deckung im Haushalt; aber 
..die Opposition hat auch dann noch von Hungerlöhnen gesprochen". — 
Obwohl er bei den Sachausgaben Einsparungen gewissen Ausmaßes für 
mügiieh hält, können seiner Meinung nach bedeutende Ergebnisse nur 
durch eine ..gewisse, vorübergehende Revision" der Gehälter und Pensionen 
oder durch Erhöhung des Maßes der Besteuerung und der öffentlichen 
Lasten erreicht werden. — (Indem Bethlen mit diesen unbeliebten Vor­
schlägen offen vor das Parlament tritt, gewinnt er — heute bereits schwer 
vorstellbar — Vertrauen und Anerkennung, die ihm bereits im Laufe der 
Debatte von vielen Seiten entgegenkamen. Die die Gesetzesvorlage an­
sonsten kritisierenden Parteilosen und sogar auch einige Abgeordnete der 
Opposition würdigen gewisse Verdienste des Ministerpräsidenten.*"** Am 
vielleicht charakteristischsten ist die Meinung des die verfehlte Politik der 
Regierung ansonsten entschieden kritisierenden Perene Hunyadi: , , . . . in  
diesem Parlament ist noch immer Graf istván Bethlen der überlegene und 
stärkste .Mann. . . und er ist dazu berufen, das Schicksal des Landes so­
lange zu leiten, bis wir nicht einen tüchtigeren als ihn finden."'"з Es gibt 
aber auch Diskussionsredner, die dem Ministerpräsidenten gegenüber bei 
weitem nicht so loyal sind. Györki, Rassay und Büchler fordern den als­
baldigen Rücktritt der Regierung.*"* Rcisinger zufolge stellt es geradezu 
..eine Herabsetzung der Nation dar, zu behaupten, daß außer Bethlen nie­
mand von den 8 Millionen Ungarn geeignet ist. die Regierung zu über­
nehmen.''**^
Der Ministerpräsident stellt cs in Abrede, daß die Regierung kein 
Wirtschaftsprogramm habe, und daß dessen Pehlen die Krise hervorge­
rufen habe. Der verknöchert konservative und übertrieben selbstsichere, 
um nicht zu sagen selbstzufriedene Bethlen hält trotz der schwierigen Wirt­
schaftskrise die Ausarbeitung eines neuen Wirtschaftsprogramms nicht für 
erforderlich. Und spottend bemerkt er, daß er von der ..Gegenseite" noch 
keine zusammenhängende, die sämtlichen wesentlichen Probleme umfas­
sende und durchführbare Vorstellung oder ein Pogramm gehört habe.*"** — 
..Der Großmeister der Taktik" ahnte damals wohl kaum, daß er wenige 
Wochen darauf, am 24. August seinen seit dem 14. April H)21 inneha­
benden Posten des Regicrungschefes Graf Gyula Károlvi übergeben wird.
Der letzte Diskussionsredner der allgemeinen Debatte, der Finanz- 
minister Wekerle erweitert das vom Regierungschef Gesagte mit nicht 
vielen neuen Argumenten und Gedanken. Er ist bestrebt, die Gemüter zu 
beruhigen, daß es in Ungarn viel weniger Probleme gibt, als in anderen 
Ländern. Er spricht über die Notwendigkeit der Entwicklung von Industrie 
und Landwirtschaft sowie die Reorganisation des inneren Verbrauchs und 
dessen Schwierigkeiten. Und in Verbindung mit der Senkung der Aus­
gaben betont er, daß wirklich bedeutende Einsparungen nur durch weit­
gehende organische Reformen erreicht werden könnten, zum Beispiel
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müßte durch die Dezentralisation der öffentlichen Verwaltung das Haupt­
gewicht auf die Gemeinden verlegt werden und somit würden die oberen 
und mittleren Behörden entlastet. Durch Aufstellung der Verwaltungs- 
gerichte mittlerer Instanz könne die übertriebene Zentralisiation der Yer 
waltungsgerichtsbarkeit beseitigt werden. Infolgedessen könne gleich 
zeitig die Anzahl der Finanzdirektionen verringert werden, eine kleinere 
Zahl solcher Organe könne die Aufgaben billiger und besser versehen.'"" 
Hs erscheint, als wolle Wekerle mit diesen Plänen eher die Aufmerksamkeit 
von den schleunigst zu lösenden und lösbaren Problemen ablenken, er 
skizziert ..Perspektiven" auf. die auch die späteren Regierungen nicht 
bemüht sind, zu realisieren.
Auffällig ist. daß die Opposition, obwohl sich in der eingehenden 
Diskussion noch dazu Gelegenheit ergeben würde, weder auf die fast jede 
Kritik abweisenden, die negativen Seiten leugnenden oder umgehenden 
Äußerungen und ..lackierten" Argumente von Bethlen noch auf die 
Worte des Finanzministers sich zur Sache weder nicht äußern kann oder 
will und somit die Gelegenheit zur Propagierung ihrer eventuellen poli 
tischen oder w irtschaftlichcn Pläne sowie auch zur weiteren konkreteren 
und begründeteren Kritik der Funktion der Regierung versäumt.
Wie wir gesehen haben, gibt die Gesetzcsvorlage der Regierung 
eine weitgehende Ermächtigung dazu, auf dem Verordnungswege solche 
Fragen zu regeln, die ansonsten in die Kompetenz der Legislative gehören. 
Der Bestimmung des 7. § der Gesetzesvorlage zufolge ist jedoch das .Mi­
nisterium verpflichtet, eine Maßnahme derartigen Charakters entweder im 
voraus bzw. in eiligen Fällen zur gleichen Zeit etMcr ua.s- Aeü/cM //üa.scra 
de.-? PwAoacaO SM Ai'/r/eade?;, Auar/cs/wa/ai.ssi'oM twzM/eyeM, in die vom Ab­
geordnetenhaus aus den eigenen Reihen 22 Mitglieder und von Oberhaus 11 
Mitglieder gewählt werden. Die Landeskommission selbst w ählt vom ihren 
Mitgliedern, d. h. den delegierten Abgeordneten bzw. Oberhausmitgliedern 
je einen Vorsitzenden, in gleicher Zahl Stellvertreter des Vorsitzenden. 
Referenten und Protokollführer. Die Kommission hat das Recht der Be­
gutachtung, Ratgebung, Kontrolle und Antragstellung sowohl der Regie 
rung als auch dem Parlament gegenüber, doch ,,al! das berührt nicht" den 
dem Ministerium gegenüber bestehenden Kompetenzbereich des Parla­
mentes zur Kontrolle und Verantwortlichmachung. — Inwieweit es ta t­
sächlich um die Schaffung einer Institution von lediglich Scheinkompetenz 
geht, verrät der 5. Abschnitt des erwähnten Paragraphen der Gesetzes­
vorlage, der besagt: die Landeskommission ..kann mit ihrer Verhandlung 
oder ihrem Beschluß nicht verhindern, daß das Ministerium bzw. der zur 
Maßnahme berechtigte Minister die geplanten Verfügungen in Kraft 
treten lä ß t . . ."
Im Abgeordnetenhaus gibt es eine lebendige Reaktion der Opposition 
auf (Ln Plan zur Aufstellung der Landeskommission. E ckhardt von Seiten 
der K leinbauernpartei und Károly Peyer von der Sozialdemokratischen 
Partei erklären, daß sie ,,an dieser kompetenzlosen Schaufensterkommissi- 
on 'ios nicht teilnehm en. Jenő Gál stim m t seitens der Nationaldemokra- 
tischen Partei dam it überein, daß die Oppositionellen int allgemeinen keine
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RoHe .,in dieser wirren Quatschkommission ' überninimt, deren Aufgabe nur 
darin bestehen wird, zur überdimensionierten Ausdehnung des Kompetenz­
bereiches des Ministeriums ..eine geeignete Staffage zu liefern". Außerdem 
hűit er es für unrichtig, dass die Mitgliederplätze in der 33-er Kommission 
nicht nach dem ökonomischen Fachwissen und den Sachkenntnissen, son­
dern dem Zahienverhäitnis nach unter den Parteien ,.verteilt" werden.*"^ 
Friedrich erwartet von dieser Kommission absoiut nichts Gutes."" Apponvi 
zufoige kann die Landeskommission, bei der cs siet) nur um eine ratgebende 
Körperschaft handeit. nicht das Pariament ersetzen, und so wird die vöitige 
Verantwortung auf der Regierung lasten."* Unter den sich zum Beitrag 
meldenden Abgeordneten ist es allein Ferenc Hunyadi, der die Übertra­
gung der Ausgabe von ,.gesetzersetzenden und gesetzvertretenden Ver­
fügungen" auf eine enge Körperschaft für richtig hält, damit diese „mit 
weiteren Notverordnungen bemüht sei. Ungarn von den Konsequenzen der 
Weltkrise zu befreien". Er bemängelt aber den Kompetenzbereich der 33-er 
Kommission, besonders aber, daß die Kommission nicht das Recht hat, 
das Parlament einzuberufen. Deshalb schlägt er vor: das Haus möge mehr 
als fünfzig Abgeordnete wählen, die es übernehmen, mit ihren Unter­
schriften die sofortige Einberufung des Parlaments zu ermöglichen, falls 
die Regierung nicht auf die Kommission hören wird.**- Interessant ist. 
daß nach Abschluß der eingehenden Debatte der Referent Imre Temes- 
váry einen Vorschlag zur Ergänzung des 7. § vorbringt: die Landeskom­
mission kann in dem Falle, wenn sie in Widerspruch zu der vom Mini 
sterium hcrausgegebenen Verordnung gerät, die Einberufung beider Häuser 
des Parlaments beschließen. Diesen seinen Vorschlag zieht er aber als­
bald zurück, weil der sozialdemokratische Abgeordnete István Farkas 
dessen Behandlung der Finanzkommission überweisen lassen will, was 
wiederum die schnelle Erlangung der Gesetzeskraft der ganzen Gesetzes­
vorlage verhindert hätte."'*
Sowohl Bethlen als auch Wekerle bitten gleichermaßen die Oppositi­
on. ihren Standpunkt zu ändern, und mit ihrem Ratschlag an der Arbeit 
der Landeskommission teilzunchmen, ihr Fernbleiben würde nämlich „der 
Regierung im voraus einen Freispruch geben".*" Wekerle nimmt sowohl 
im Abgeordnetenhaus*", als auch im Oberhaus*"* die Notwendigkeit der 
Aufstellung der 33-er Kommission in Schutz und argumentiert damit, daß 
auch diese seit 10 bis 12  Tagen dauernde Parlamentsdebatte zur Gesetzes­
vorlage beweist: das Plenum des Parlaments ist nicht geeignet, schnelle 
Maßnahmen, die oft innerhalb 24 Stunden erfolgen müssen, zu treffen und 
in vielen Fragen könnte nicht einmal vor der großen Öffentlichkeit ver­
handelt werden, da das dort gehörte von gewissenslosen Menschen zum 
eigenen materiellen Vorteil benutzt würde. —
Die in die 33-er Landeskommission zu delegierenden Mitglieder werden 
vom Abgeordnetenhaus am 3. August und vom Oberhaus am darauffol­
genden Tag — nachdem es den Gesetzesvorschlag ratifiziert hat — ge­
wählt.*" Damit ist die Behandlung des Ermächtigungsgesetzes im Parla­
ment. das der Regierung zur Bremsung der Wirtschaftskrise fast unbe­
grenzte Möglichkeiten zur Ausgabe von Rechtsregeln gibt, beendet.
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Die /vo/Je.s'Á'onoai.s.s'iou, in der schließlich auch mehrere Abgeordnete 
der Opposition vertreten sind (wie x. B. Rassay, Tibor Kállay). hält be­
reits nach einigen Tagen, am 7. August ihre konstituierende Sitzung ab. 
(Vorsitzender ist von Seiten des Unterhauses Béla Kenéz, von den Mit- 
gtiedern des Oberhauses wurde dazu Andor Juhász gewählt, stellvertre­
tende Vorsitzende wurden Béla Ivády bxw. László Somsich.) Es wurde der 
Beschluß gefaßt, daß die Verhandlungen der Kommission geheim sind 
und daß an ihnen weder Mitglieder des Unter- noch des Oberhauses teil­
nehmen können, die nicht Mitglieder der Kommission sind und daß über 
die Verhandlungen nur das von der Sitzung angenommene offizielle Kom- 
muni(]ué herausgegeben werden darf. — Bereits anläßlich dieser ersten 
Sitzung wurde mit der Behandlung der Verordnung Nr. 4.500 1931. Al. E. 
über die Kontrolle und die Regelung des Zahlungsverkehrs mit dem Aus­
land begonnen.'"* Damit nahm die Funktion der die Rolle des Parlaments 
in den Hintergrund drückenden Landeskommission ihren Anfang, die oft 
mit sehr stürmischen Debatten und auch mit der Niederlegung der 
Mitgliedschaft verbunden war und im Laufe deren — auch nach Auflö­
sung der akuten Wirtschaftskrise — innerhalb von mehr als sechs Jahren 
unter Hinbexiehung von geladenen Experten in Hinsicht von vielen 
hundert Verordnungen Stellung genommen wurde. Als letzte geriet die Ver 
ordnung Nr. 4.450/1938. Al. E. (Über die Anlegung und Erweiterung von 
Aliihlenunddie Beschränkung der erneuten Inbetriebsetzung von stillic- 
genden A!iihlen)vordic33-er Kommission. Das Alatcrial der Verhandlungen, 
die unter Teilnahme dieser Alitglicderzahl erfolgten, wird im Landes­
archiv in zwanzig dicken Händen verwahrt. — Im Laufe der Gebiets­
rückgliederungen wurde von der Gesetzgebung die Zahl der Alitglieder der 
Kommission zuerst auf 3(i."° dann auf 42'-° erhöht. Das Alaterial der 
Debatten der so erweiterten Kommission über verschiedene AVrordnungs- 
cntwiirfe füllt weitere zehn Hände. Die Landeskommission setzte ihre 
Arbeit ganz bis zur deutschen Besetzung fort: zur letzten 174. Sitzung kam 
es am 10 . Alärz 1944: darauf weisen wenigstens die im Landesarchiv auf 
findbaren um! von uns untersuchten Dokumente hin. Über die Themen der 
zwölfcinhalbjährigen Tätigkeit gibt ein Register der behandelten Ver­
ordnungen Auskunft.'-' Das viele tausend Seiten umfassende Alaterial der 
Verbandlungsprotokotle. das bisher noch nicht erarbeitet worden ist, 
stellt nicht nur Ökonomen und Wirtschaftsgeschichtlern einen ,,Eor- 
schungsschatz" dar. sondern dient auch den Rechtshistorikern als fast 
unerschöpfliche Quelle zum Studium des ,.Krisenrechts" des Alonopol- 
kapitalismus,''-- das fast zu ordentlichem Recht wurde.
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' Xu E inzelhe iten  d e r  W ett W irtschaftskrise und  d e r K rise itt U n g a rn  s. E cM ordt, 
Errette.' A m ag y a r közgazdaság  száz  éve  1841 -  1941 (H u n d e rt  J a h re  ung arisch e  Ö konom ie). 
Bp.. 1941. 220 — 313; /neze, JftlM .s (red .): Az 1929—1933 év i v ilággazdaság i vá lság  h a tá sa  
M agyarországon (D ie W irkung  d e r  W eltw irtsch aftsk rise  1929—1933 in U ngarn ). B p. 1935; 
E m /tat/, Az á llam i b e av a tk o zás  és a  m ag y a r m ezőgazdaság  az  1939-as évek b en  (D er
s ta a tlic h e  E in g riff und d ie  ungarische  L an d w irtsch aft in den  39-et- Ja h re n ) . Hp. 1992; 
M agyarország tö r té n e te  1918—1919. 1919—1945 (G eschichte  U ngarns). C h e fred ak teu r: 
Ot/öryy. Hp. 1979, 597 — 9 9 !; /Irren d  7'., / r ó t t .* A N agy V álság és K ö zép -K ele t-E u ró p a  
(Die grosse K rise  und M itte lo steu ro p a). V alóság 1979/11; J /o tto rt /Cordes, Gt/tt/u. A világ- 
gazd aság  vá lsága  idejéből (1929 — 34) (A us d e r Z eit d e r  W eltw irtsch aftsk rise . Bp. (1935?). 
m it tim fassender englischer, d e u tsch e r und  französischer B ib liographie .
2 M it d e r  A grarkrise, ja  int a llgem einen m it den  V orzeichen d e r W irtsch aftsk rise  
treffen  w ir in d e r  ungarischen  G esetzgebung  bere its  in V erb in d u n g  m it dem  G esetz  X X V II!  
des Ja h re s  1929 ü b e r  die B eseitigung  d e r  T ie rv erk eh rss teu er zusam m en  (29. Ju n i) . Die 
B egründung  des G esetzes b e to n t d ie s tän d ig e  V erringornng d e r T iorpreise  und  ,.die  schw ere 
Lage, in de r sich  die T ierzuch t infolge d e r sonstigen  W irtsch aftsp ro b lem e  b e fin d e t" . C. J .  
318. — U nd d e r G ese tzesartike l X X X I  des J a h re s  1939 ü b e r d ie  A ufnahm e e in e r s ta a tlich en  
Anleihe (599 m illionen Pengő) b e ru ft sich in se iner B eg rü n d u n g  a ls Ziel a u f  ,.d ie  S tä rk u n g  
d e r W irtsch afts lag e  des Latidos. C. .1. 499. -  D er G ese tzesartike l X X X IV  d es J a h re s  1939 
beg rü n d et d ie  V ereinfachung  d e r G e rich tsb a rk e it bere its  d a m it, d ass „w ir infolge d e r Fittanz- 
und W irtsch aftsv e rh ä ltn issc  gezw ungen sind  . . . .  das Ju s tiz p e rso n a l zu v e rrin g e rn " ; w e ite r­
h in : „d ie  V orlage ist auch  u n m itte lb a r  b e s treb t, d ie  L asten  des S ta a te s  zu  v e rm in d e rn " . C. 
J .  499 u n d  498. — D er G ese tzesartike l XLV11 des Ja h re s  1939 b r in g t zu r B eg rü n d u n g  d e r 
V erringerung d e r Zahl d e r ö ffen tlichen  A ngeste llten , de r V erm in d eru n g  d e r  s ta a tlic h en  A us­
gaben  und d e r  B esteu eru n g  d e r D ionsto inkom m en vor. d ass sich d ie  schw ierige L age d e r 
L andw irtschaft a u ch  a u f  d ie  In d u s tr ie  u n d  den H an d e l au sw irk t u n d  eine E rh ö h u n g  der 
A rbeitslosigkeit h e rv o rru ft. D eshalb  sollen bei den  P ersonal- u n d  S achausgaben  „grosse 
E in sp aru n g en  e rre ich t w orden ." C. J .  917. -  D er G ese tzesartike l X X  des J a h re s  193! ither 
die R egelung des W irtsch aftsw ettb ew erb es und d e r G ese tzesa rtik e l X X I  des J a h re s  1931 
übet* d ie  In d tts trieen tw ick lu n g  verw eisen in ihren  B egründungen  ebenfa lls  a u f  d ie  W ir t­
schaftsk rise.
2 G esetz X X II  des Ja h re s  1939 ü b e r d ie M assnahm en im  In teresse  des A bsatzes e in iger 
G e tre id ea rten . C. .1. 391 — 385. — D er B egrü n d u n g  nach  b e d ro h t d ie S en k u n g  d e r  P ro d u k ten - 
preise d ie L an d w irtsc h a ft m it schw eren Folgen, deren  K o n su m fäh ig k eit bei u ns V oraus­
se tzu n g  jed es P roduk tionszw eiges ist.
'  Im  Sitm i' des § 1 Abs. (6) des obigen G esetzes w ird d e r P re is  d e r  G e tre id em ark e  vom  
F in an zm in is te r in Ü b ereinstim m ung  m it den  in te ressierten  M inistern  in jedem  J a h r  a b  1. 
Ju l i  fü r  eiti J a h r  d u rch  V ero rdnung  festgesetzt.
2 O L, K 27. M in. elnökségi L ev é ltá r. X ero x v erv ie lfä ltig u n g en  d e r D ok u m en te  des 
M in isterra tes. 3298. sz. 1931. jttli. 14.
2 V ero rdnung  X r. 4.909/1931. 51. E . ü b er die Schliessung d e r K assen d e r G eld instit u te  
(14. Jttli).
2 Zu d ieser V erordnung  sowie zum  Presseecho der e in an d er folgenden w eite ren  „X ot- 
v e ro rd n u n g en "  siehe OL. K . 609. P ressearch iv . P iip o litik a . 47 und  48/1931.
" V ero rd n u n g  Xr. 4.199/1931. 51. E . ü b er d ie  A lassnahm en, d ie  infolge d e r B an k en ­
schliessung erfo rderlich  sitid (16. Jttli).
2 O L , K  27, X r. 3299. 16. Ju li.
Z. B. N em zeti I?jság , 21. Jttli.
"  E b d ., 11. A ugust.
'2 V erordnungen  X r. 27.824/1931. 1. 51. (17. Jttli) und  4.299/1931. 51. E . zu r E rg ä n ­
zung von V ero rd n u n g  N r. 4.190 (18. Jttli).
'2 V ero rdnung  N r. 4.390/1931. 51. E . — Die V ero rdnung  N r. 4.400/1931. 31. E . (39. 
Ju li)  v e rlän g erte  d ie G ü ltig k e it d e r  vorangehenden  V erordnungen  bis einschliesslich  14. 
A ugust.
"  Ü b er den  verb le ibenden  Teil des J a h re s  ist lediglich das P ro to k o ll des A lin isterrates 
vom  27. A ugust e rh a lte n  geblieben, d e r  zu d ieser Zeit bereits  u n te r  V orsitz  von G ra f G yula
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K áro ly i ta g te . O L, K . 2", X !'. 3270. — Die P ro to k o lle  d e r A lin isterratssitz ttngen  des Ja h re s  
1932 fehlen völlig.
's  G esetz  X X V I d es J a h re s  1931. C. J .  2 7 9 -2 8 7 .
's  F o rm u la r d ru ck sach en  d e r fü r  den  18. Ju l i  1931 e in heru fenen  P a rlam en tsv ersam m  
lung. A b geordnetenhaus. P ro to k o ll I (im w e ite ren : K X ). B p. 1931. 1. B d .. 38.
'" D er B erich t e n th ä lt  keine w esen tliche B em erkung , so ndern  w iederho lt lediglich die 
A rg u m en te  d e r  m in isterie llen  B eg ründung .
's  K N . 3 4.
's  O berhaus, P ro to k o ll (im w eite ren  FX ). B p. 1931, I. B d .. 17 — 37.
=" K N . 20. 
s' K N . 21.
3= K N . 85.
33 K N . 87.
3' FX . 20. Széchenyi h ä lt d ie , ,Sch liessung" de r G e ld in s titu te  fü r  eine unglückliche 
M assnahm e u n d  w ü n sch t deren  A uflösung, d ie sch rittw e ise  erfolgen soll.
33 G yörk i, Im re , K N . 50, K a b ó k . L ajos, K N . 281.
=3 K N . 84.
3' K N . 85, 8<i.
3s K X . 108, 109.
3" K N . 270.
3" K N . 204.
3' K N . 191.
33 K X . 245 u n d  318.
33 K N . 289.
3' G ra f M iksa H ovos. G ra f A lad ár Széchenyi, B ischof Dezső B a lta z á r  unt! Z o ltán  Koós. 
F N  18, 21, 29, 30.
33 H ad ik  w ar zu E n d e  des e rsten  W eltkrieges, am  30. und  31. O k to b er 1918 fü r zwei 
ta g e  e rn a n n te r  und  sein Am t ü b e rn o m m en er M in isterp räsiden t. Siehe BőMtty, Jóssá/'.* M a­
g y aro rszág  k o rm án y a i 1848— 1975 (Die R egierungen  U ngarns). B p. 1978, 235.
3. p x .  24, 25, 26.
FX . 28.
33 FX . 37.
33 FN . 36.
É b er, K N . 00, 59, 01, 58.
"  K N . 212.
'3 K N . 115.
'3 K N . 66, 67.
"  K N . 72.
'3 K N . 84.
's K N . 89.
"  K N . 50.
'3 K N . 99.
'3 M alasits, K X . 182, W eltn e r 291.
3" K N . 293.
3 'F X .  21.
33F X . 30.
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OL. K  5!3 . P a rlam en tsa rc h iv . D ie 33-er L andeskom m iasion . 1. Bd., < — )S3.
" "  ). § des G esetzes M t des J a h re s  1939 (24 A bgeordnete . )2 M itglieder des Ober- 
hauses).
2. § des G esetzes X I  des J a h re s  !9 4 t (2k A bgeordnete . )4 M itglieder des Ober-
hauses).
OL. i \  5 )5 . P a rlam en tsa rch iv , Hd. 34.
Alit den  un tersch ied lichen  G ebieten  des "K ris e n re c h te s "  besehiiftigen sich in den 
3<)er Ja h re n  m ehrere  h u n d e rt A rtike] nnd S tuflien. I SI) A rtieiten , d ie in den Ja h re n  1932 — 34 
e n ts ta n d e n , w erden von fT/VoA'i. A/fA/o.'! in se iner B ib liog raph ic  f i t  e v  m aganjogi irodalm a 
(P r iv a tre c h tlite ra tu r  von  fitn f Ja h re n ) , au fg ezah lt. (B p. 1935). A ueh itn ..G rossen Sxlad its" 
begegnen w ir diesem  T h em a (1. B d .. 103, 104 usw .). — X aeh  d e r  B efreitm g k ritis ie rt O'yn/n 
L'er.s: in seinetn z itie rten  W ork in einem  U m fang  von  insgesam t 12 Seiten an  tnehreren  
S tellen se h a rf  d ie  sich  a u f  d as ..K rise n rec h t"  bexiehenden h itrgcrlichen  A nscbannngen. D ie 
m onographische, m arx istisch e  E ra rb e itu n g  d e r e instigen , seb r lehrreiehen und  w eitver- 
zw eigten L ite ra tu r  des K risen rech tes  jedoeh  ist noeh  eine n icbt e ingeloste Schuld unse rer 
Z iv ilrec h tle r tu id H e ch tsh is to r ik e r .
ATTEMPTS BY THE BETHLEN GOVERNMENT TO CONTROL 
THE ECONOMIC CRISIS W ITH LEGAL MEANS
by
K A L M A N K O V A C S 
Prof, o f  th e  H is to ry  o f H u n g arian  Law
(S um m ary)
Due to  th e  su d d en  o u tb re a k  o f  th e  d isa stro u s financia l an d  c red it crisis, th e  H u n g a rian  
Council o f  M inisters was convened  in  th e  n igh t o f  J u ly  13, 1931. It o rd e red  w ith o u t legal 
au th o riza tio n  to  close th e  co u n te rs  o f  th e  b a n k in g  in s titu tio n s  fo r th re e  dsys by  a  decree 
(bankho liday ), — as i t  hap p en ed  in G erm an y  a t  th e  sam e tim e ; la te r  th e  g o v ernm en t p u t 
th e  exchange  o f  th e  pengo for foreign m eans o f  p ay m en t u n d e r th e  con tro l o f  th e  H ungarian  
N ational B an k  by  fu r th e r  em ergency  decrees in o rd e r to  p rev en t sm uggling  gold an d  c u rre n ­
cies ab road .
On J u ly  24, th e  M inister o f  F inance tablet! an  " a u th o riz a tio n  bilT to  th e  H ouse o f  
R ep resen ta tiv es fo r u rg en t discussion.
T h e  trea tise  d iscusses each  sphere  o f  p rob lem s o f  t lie p a rliam e n ta ry  d e b a te  o f  A ugust 4. 
re la tin g  to  th is  b ill in th e  follow ing g rou p in g ;
u j T h e  sub seq u en t a p p ro v a l o f  th e  "em ergency  decrees"  issued by  th e  g o v ernm en t 
u n co n stittitionally .
Aj T h e  au th o riza tio n  o f  th e  g overm en t to  reg u la te  w ith  decrees th e  questions w hich 
o therw ise  belong to  th e  legislative p rov ince  in O lder to  secure  th e  o rd e r o f  econom ic and  
c red it life, to  cu t th e  s ta te  a n d  se lf-governm en ta l expenses as well a s  to  increase th e  incom e.
c j D eb ate  on th e  com position  an d  com petence  o f  th e  "n a tio n a l com m ittee  o f  33" to  
lie elected  from  am ong  th e  m em b ers o f  th e  tw o H ouses o f  P a rliam en t. T h e  gov ern m en t is 
b ound  to  su b m it its  decrees to  be issued fo r co n tro llin g  th e  econom ic crisis to  th e  co m m ittee  
befo rehand , b u t th e  decision o f  th e  co m m ittee  c an n o t p rev en t th e  M in istry  from  p u ttin g  
th e  p lanned  decree in to e ffe c t.
D uring  th e  p rolonged arid v e ry  h e a ted  d e b a te  severa l m em bers o f th e  g o v e rn m en t, 
f irs t o f  all C ount Istv& n B e th len , ta k e  a  s ta n d  fo r th e  defence o f  th e  b ill an d  b ea t o ff  th e  
a tta c k s  o f  th e  opposition . T h e  bill g e ts  th e  v o te  o f  th e  m a jo rity  in b o th  H ouses o f  P arliam en t 
an d  ta k e s  i ts  p lace as Act X X V I in th e  H un g arian  B ody o f  L aw s/C orpus Ju r is  H ungarie i)
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Follow ing th is , th e  trea tise  deals w ith  th e  se ttin g  u p  o f  th e  co m m ittee  a n d  i ts  w ork 
s ta r te d .  F in a lly , it re fe rs  to  th e  tact t h a t th e  m in u tes  o f  th e  m ee tin g s ot th e  c o m m ittee  o p e rá i­
kig tilt M arch tO, 1044, w hich am o tm t to  several th o u san d  pages, a re  an  ah n o st in ex h au stih ie  
source fo r s tu d y in g  th e  so called  crisis law .
DES TENTATIVES DU GOUVERNEMENT BETHLEN POUR FREINER 
LA CRISE ÉCONOMIQUE PAR LES MOYENS JURIDIQUES
K Á LM Á N  KOVÁCS 
(R ésum é)
A cause de  la  crise financière  e t de  c réd it c a ta s tro p h a le  écla tée  d 'u n e  façon in a tten d u e  
d a n s  la n u it du  13 ju illet 1931, le Conseil des M inistres hongrois fu t  convoqué. Sans a u to r isa ­
tio n  légale — et s im u ltan ém en t avec  l'A llem agne  — il o rd o n n a  pat- un  d éc re t g o u v e rn e ­
m en ta l la fe rm e tu re  fies caisses des é tab lissem en ts  financiers p o u r  une  d u rée  de  tro is  jo u n s 
(b an k h o lid ay ): plus ta rd , p a r  des décrets-lo is u lté rieu rs , le g o u v ern em en t m is sous con trô le  
de  la  B anque  N a tio n a le  H ongroise la conversion d u  pengő en  in s tru m e n ts  m o n é ta ire s  é tra n ­
gers. afin  de  p rév en ir a u  tra f ic  illicite de  l 'o r  e t des devises it l 'é tran g e r.
A la C ham bre  des D éputés, le m in istre  des finances p ré se n ta  d 'u rg en ce  le 24 ju ille t 
c un p ro je t de loi d 'a u to r isa tio n  a L a p ré sen te  é tu d e  exam ine  les d iffé ren ts  po rn ts  p ro b lém a­
tiq u es  d u  d éb at p a rlem en ta ire  d u ra n t  ju sq u 'a u  4 a o û t d an s  le reg roupem en t su iv a n t:
a i  A p p ro b a tio n  u lté rieu re  des f o rd o n n an ces de  dé-t russe ^  éd itées  a n tic o n stitu tio n n e lle -  
m ent p a r  le gou v ern em en t. — é j  L 'au to r isa tio n  d u  gouvernem en t à  rég ler p a r  d es d écre ts  
fies qu estio n s a p p a rte n a n t p a r  a illeu rs à  la  com pétence de  la lég isla tion  e t ceci flans l 'in ­
té rê t de  la conso lidation  de  l 'o rd re  d e  la  v ie économ ique e t  de  c réd it, a insi que  p o u r  rédu ire  
les dépenses d e  l 'E t a t  e t de  l 'au to n o m ie  e t  p o u r a u g m e n te r les revenus, r j  D éb a ts  su r  la 
com position  et la com pétence  de  la  3 com m ission n a tio n a le  d e  33 m em bres o A élire  p a rm i les 
m em bres des fieux ch am bres d u  p a rlem en t. Le gou v ern em en t d o it p ré sen te r  p réa lab lem en t 
à  c e tte  com m ission ses p ro je ts  de d éc re ts  p o u r  freiner la crise économ ique, m ais la  décision 
fie la com m ission ne  peut pas em p êch er le m in istè re  de m e ttre  en  v igueur le d é c re t p rév u . 
Au cours du  d éb at p a rlem en ta ire  é te n d u  e t  trè s  v io lan t p lusieurs m em b res du  g o u v ern em en t, 
sut to it le p résiden t d u  conseil, le co n te  IstvAn B e th len , se m e tte n t A la défense d u  p ro je ts  
fie loi et repoussen t les a tta q u e s  de l'op p o sitio n . Le p ro je t de  loi reçoit d a n s  les deu x  ch am ­
bres d u  parlem en t une m ajo rité  e t  e n tre  com m e l 'a r tic le  X X V I de  la loi 1931 flans le R e ­
cueil des Lois.
P a r  la su ite , l 'é tu d e  s 'occupe  de  l 'é tab lissem en t et d u  tra v a il  de  la com m ission e t fin it 
p a r  in d iq u e r que  les p ro cèsvcrbaux  des tra v a u x  de la  com m ission fo n c tio n n an t ju sq u 'a u  10 
m ars 1944 e t c o n te n an t p lusieurs m illiers d e  pages signifient un fonds inépu isab le  pour 
l 'é tu d e  d u  soi-d isant dro it fie crise.
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